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Nicht nur unser Land, auch jede und jeder Einzelne muss wieder eigenständiger werden.

 
 

Ja zur Änderung der Kantonsverfassung
Oui à la modification de la Constitution
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Nein zur 13. AHV-Rente
Non à la 13e rente AVS
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Ja zur Erhöhung des Rentenalters
Oui à l’augmentation de l‘âge de la retraite

6

Für die SVP ist die Unabhängigkeit von zentraler Bedeutung. Natür-
lich in Bezug auf unsere Schweiz. Wir wollen keine fremden Vögte 
oder Richter. Unsere direkte Demokratie ist das beste Instrument zur 
Wahrung unserer Selbständigkeit. Dazu müssen wir Sorge tragen 
und unbedingt verhindern, dass sie durch immer mehr internationale 
 Abkommen, insbesondere einen Unterwerfungsvertrag mit der EU, 
geschwächt wird.
Unabhängigkeit ist aber nicht nur gegen Aussen wichtig. Auch gegen 
innen muss sie verteidigt werden. Gemeint ist hier die Unabhängig-
keit vom Bürger gegenüber dem Staat. Die politische Entwicklung hat 
leider genau das Gegenteil hervorgebracht: Wir alle sind immer ab-
hängiger vom Staat.

Geld vom Staat
In finanzieller Hinsicht: Bauern können ohne Direktzahlungen nicht überleben. Sie sind abhängig 
von unzähligen Formularen und vom Entscheid der Verwaltung darüber, ob sie ein genügendes 
Einkommen haben werden. Dabei kenne ich keinen Bauern, der nicht lieber vom Verkauf seiner 
Produktion und ohne Direktzahlungen leben möchte. 
Unzählige Personen beziehen immer mehr Sozialleistungen, da die ungebremste Zuwanderung 
die Löhne drückt und inländische Arbeitskräfte verdrängt. Auch die abgewiesenen Asylbewerber, 
die das Land widerrechtlich nicht verlassen, erhalten Geld vom Staat. 

Gesetzesflut
In rechtlicher Hinsicht sind wir ebenfalls zunehmend abhängig. Wer die einfachste Baute erstellen 
will für seine Firma oder sein Haus, ist abhängig vom Entscheid der Bauverwaltung, den Ein-
sprachen von Naturschutz- oder Heimatschutzorganisationen oder von unzähligen Fachstellen.
All diese Abhängigkeiten fliessen aus politischen Entscheiden. Unzählige gut gemeinte Gesetze 
haben die ausufernde Abhängigkeit von uns allen gegenüber dem Staat ungebremst wachsen 
lassen. L’UDC se bat quotidiennement contre de nouvelles réglementations et lois qui veulent 
encore nous priver de nos dernières libertés. 

Wenn wir diesen Kampf gewinnen wollen, brauchen wir eine starke SVP, besonders auch in Be-
zug auf Mitglieder. 2024 soll in allen Sektionen das Jahr des Wachstums sein: Helfen Sie mit, 
unsere Mitgliederzahl zu erhöhen!

Manfred Bühler, Parteipräsident, Cortébert

Wie man sich bettet…

Wie man sich bettet, so liegt man, 
sagte man früher. Heute scheint zu 
gelten: Ich bette mich mal nach Lust 
und Laune und der Staat schaut 
dann. 

Wie konnten wir es so weit kom-
men lassen? Wann haben wir auf-
gehört, den Forderungen von links 
nach immer mehr Umverteilung von 
Chrampfern zu Chillern entgegenzu-
treten?

Kommt bald die Forderung der 
JUSO nach der 25-Stunden- Woche 
durch? Glücklicherweise ist die 
JUSO-Liste bei den Nationalrats-
wahlen krachend gescheitert. Bes-
te Jungpartei war die Junge SVP. 
Das lässt immerhin hoffen, dass der 
sprichwörtliche Schweizer Fleiss 
noch nicht am Ende ist und damit 
die Eigenverantwortung auch in der 
Altersvorsorge noch nicht ganz der 
Vergangenheit angehört.

Aliki Panayides

Alle an die Urne

am 3. März 2024
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Moderate, aber wirksame Stärkung des 
Parlaments

In Krisenzeiten sollte primär die Regierung 
politisch steuern. Das Parlament darf aber 
nicht zum blossen Zuschauer degradiert 
werden. Gerade in Krisenzeiten braucht es 
ein wachsames Aufsichtsorgan, damit die 
Regierung ihre Kompetenzen nicht über-
dehnt. Corona hat gezeigt, dass die Rolle 
des Parlaments in Krisenzeiten zu schärfen 
ist. Die Verfassungsrevision, über die wir 
abstimmen, ist eine Folge dieser Erkennt-
nis, beschränkt sich aber nicht auf den 
 Anwendungsfall einer Pandemie.

Schnellere Reaktion
Neu soll der Grosse Rat ein Gesetz dringlich 
erklären können, wenn dessen Inkrafttreten 
keinen Aufschub duldet. Das dringliche Ge-
setz tritt damit sofort in Kraft. Der Grosse 
Rat als Volksvertretung kann so schnel-
ler auf Probleme reagieren. Verfassungs-
bestimmungen können nicht für dringlich 
 erklärt werden.

Mit der Verfassungsänderung kann der Grosse Rat ein Gesetz dringlich erklären. Zwei Siche-
rungen beschränken das neue Instrument.

Sicherungsme-
chanismen
Jede Medaille hat 
aber ihre Kehrsei-
te: Die Dringlicher-
klärung kann das 
Referendumsrecht 
schwächen, wenn 
die Politik Fakten 
schafft. Das neue 
Instrumentarium 
muss deshalb die 
Ausnahme blei-
ben. Zwei Sicherungen gewährleisten das:
– Erstens müssen zwei Drittel der Gross-

ratsmitglieder zustimmen. Zufallsmehr-
heiten sind damit ausgeschlossen. Die-
ses Quorum schützt das Parlament auch 
vor eigenem Übermut.

– Zweitens gibt es bei jedem dringlichen 
Gesetz eine obligatorische Volksabstim-
mung, sechs Monate nach Inkraftset-

zung. Damit sind bei der Abstimmung 
auch möglichst wenig vollendete Tatsa-
chen geschaffen.

Die SVP hat sich für eine moderate Stär-
kung der parlamentarischen Möglichkeiten 
bei Dringlichkeit und in Krisen eingesetzt. 
Vorschläge für einen parlamentarischen 
Aktivismus in Krisenzeiten (z.B. mit Not-
verordnungen des Parlaments) hingegen 
konnten verhindert werden. Der Grosse 
Rat stimmte einstimmig zu. Die Vorlage ist 
ein guter Kompromiss und verdient unsere 
 Zustimmung.

Patrick Freudiger, Grossrat, Langenthal

La modification de la Constitution can-
tonale permet au Grand Conseil de dé-
clarer une loi urgente. Deux mécanis-
mes de sauvegarde limitent ce nouvel 
instrument.

En temps de crise, c’est en premier lieu 
le gouvernement qui doit piloter politi-
quement. Mais le Parlement ne doit pas 
être relégué au rang de simple spectateur. 
C’est justement en temps de crise qu’il 
faut un organe de surveillance vigilant, 
afin que le gouvernement n’outrepasse 
pas ses compétences. Corona a montré 
qu’il fallait renforcer le rôle du Parlement 
en temps de crise. La révision de la Cons-
titution cantonale sur laquelle nous votons 
est une conséquence de cette prise de 
conscience.

Une réaction plus rapide
Désormais, le Grand Conseil doit pou-
voir déclarer une loi urgente lorsque son 
entrée en vigueur ne peut être différée. 
La loi urgente entre ainsi immédiatement 
en  vigueur. Le Grand Conseil, et donc le 
représentant du peuple, peut ainsi réagir 
plus rapidement aux problèmes. Les dis-
positions constitutionnelles ne peuvent 
pas être déclarées urgentes.

Mécanismes de sauvegarde
Mais toute médaille a son revers : la décla-
ration d’urgence peut affaiblir le droit de 
référendum si la politique crée des faits. 
Le nouveau dispositif doit donc rester 
l’exception. Deux mécanismes de sauve-
garde le garantissent :

– Les deux tiers des membres du Grand 
Conseil doivent être d’accord. Les ma-
jorités de hasard sont donc exclues. Ce 
quorum protège également le Parlement 
de sa propre exubérance.

– Chaque loi urgente fait l’objet d’une 
votation populaire obligatoire, six mois 
après son entrée en vigueur. 

L’UDC s’est engagée pour un renforce-
ment modéré des possibilités parlemen-
taires en cas d’urgence et de crise. En 
revanche, des propositions d’activisme 
parlementaire (p.ex. avec des ordonnan-
ces d’urgence du Parlement) ont pu être 
évitées. Le Grand Conseil a approuvé le 
projet à l’unanimité. Le projet est un bon 
compromis et mérite un Oui.

Un renforcement modéré mais efficace du Parlement
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MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 3. März 2024

Änderung der Kantonsverfassung (Einführung dringliche 
Gesetzgebung):

JA

Parole der DV SVP BE: Ja 
(mit grossem Mehr bei 5 Nein-Stimmen 

und 5 Enthaltungen)

Antwort
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Die Altersvorsorge in der Schweiz – ein 
Überblick

Ziel und Zweck der Altersvorsorge ist klar: 
Fällt das Erwerbseinkommen weg, sorgt sie 
dafür, dass wir unser Leben finanziell unab-
hängig und ohne existenzielle Not weiter-
führen können. Aufbau und Funktionsweise 
sind indes komplexer: 

1. Säule (Staatliche Vorsorge)
Sie basiert auf dem Umlageverfahren: Was 
die AHV von den Berufstätigen einnimmt, 
fliesst direkt und sofort zu den Pensionier-
ten, weshalb Zinsentwicklung und Teuerung 

Unser Vorsorgesystem basiert auf den drei Säulen staatliche, berufliche und freiwillige Vor-
sorge. Ziel ist, die Risiken bei Invalidität und Tod sowie den Lebensbedarf im Alter finanziell 
abzusichern.

nur eine kleine Rolle spielen. Es gibt aber 
auch Nachteile: Steigt die Zahl der Ren-
tenbezüger im Verhältnis zu den Beitrags-
zahlern, können Einnahmen und Ausgaben 
aus dem Gleichgewicht geraten. Wichtig ist 
zudem die Wirtschaftslage: In Krisenzeiten 

mit hoher Arbeitslosigkeit und 
tiefen Löhnen fehlen Einnah-
men und drohen Defizite.

2. Säule (Berufliche Vorsor-
ge)
Sie wird mit dem Kapitalde-
ckungsverfahren finanziert: 
Die Pensionskasse legt die 
einbezahlten Beiträge an und 
wandelt das einbezahlte Gut-
haben bei der Pensionierung 
in eine Rente um. Möglich ist 
auch, das Guthaben als Kapi-
tal zu erhalten. Die Erwerbs-
tätigen sparen also für ihre 
eigenen späteren Leistungen 

und das Verhältnis der Anzahl Rentenbe-
züger zur Anzahl Beitragszahler spielt keine 
Rolle. Die steigende Lebenserwartung aber 
schon, da die Renten länger ausbezahlt 
werden müssen. Auch führen Teuerung, 

niedrige Zinsen 
und Erwerbs-
unterbrüche zu 
tieferen Ren-
ten, weil so bis 
zur Pensionie-
rung ein kleine-
res Guthaben 
z u s a m m e n -
kommt.

3. Säule (Pri-
vate Vorsor-
ge)
Die private Vorsorge deckt zusätzliche in-
dividuelle Bedürfnisse und funktioniert wie 
eine Sparkasse. Was vom Erwerbstätigen 
auf ein Bankkonto oder in eine Lebens-
versicherung einbezahlt wurde, wird samt 
Zinsen im Alter wieder ausbezahlt. Um die 
Eigenverantwortung zu fördern, wird dies 
steuerlich privilegiert: Einzahlungen in die 3. 
Säule können vom steuerbaren Einkommen 
abgezogen werden. Dafür bleibt das ange-
sparte Geld bis zur Pensionierung blockiert. 

Daniel Bichsel, Grossrat, Zollikofen

Notre système de prévoyance repose 
sur trois piliers. L’objectif est de couvrir 
financièrement les risques en cas d’in-
validité et de décès ainsi que les beso-
ins vitaux à la retraite.

L’objectif de la prévoyance vieillesse est 
clair : si le revenu du travail disparaît, elle 
nous permet de continuer à mener notre 
vie de manière indépendante et sans dé-
tresse existentielle. 

1er pilier (prévoyance étatique)
Il est basé sur le système de réparti-
tion : Ce que l’AVS perçoit des actifs va 
 directement et immédiatement aux retrai-
tés, l’évolution des taux d’intérêt ne joue 
donc qu’un rôle mineur. Mais il y a aussi 

des inconvénients : si le nombre de béné-
ficiaires de rentes augmente par rapport 
au nombre de cotisants, les recettes et 
les dépenses peuvent se déséquilibrer. La 
situation économique est importante aus-
si: en période de crise, les recettes man-
quent et les déficits menacent.

2e pilier (prévoyance professionnelle)
Il est financé par le système de capitali-
sation : La caisse de pension investit les 
cotisations versées et convertit l’avoir ver-
sé en une rente au moment de la retrai-
te. Les actifs épargnent donc pour leurs 
propres prestations futures. L’augmenta-
tion de l’espérance de vie joue un rôle, 
car les rentes doivent être versées plus 
longtemps. Les faibles taux d’intérêt et 

les interruptions de travail entraînent éga-
lement une baisse des rentes, car l’avoir 
accumulé jusqu’à la retraite est plus bas.

3e pilier (prévoyance privée)
La prévoyance privée couvre des besoins 
individuels supplémentaires et fonctionne 
comme une caisse d’épargne. Ce que 
la personne active a versé sur un compte 
bancaire lui sera restitué à la retraite, avec 
les intérêts. Afin d’encourager la respon-
sabilité individuelle, ce système bénéficie 
d’un traitement fiscal privilégié : Les ver-
sements dans le 3e pilier peuvent être dé-
duits du revenu imposable. En contrepar-
tie, l’argent épargné reste bloqué jusqu’à 
la retraite.

La prévoyance vieillesse en Suisse
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Millionäre unterstützen?!

Eine 13. AHV-Rente? Das klingt erst mal 
gut! Das Geschenk ist verlockend, aber ge-
fährlich. Wir stimmen am 3. März ab über 
eine linke, sozialistische und gewerk-

Die Initiative klingt gut, ist aber brandgefährlich. Nicht die bedürftigen Rentner würden profi-
tieren, sondern primär ehemalige Topverdiener. Statt einer milliardenteuren Giesskanne soll-
te die Altersarmut mit den bewährten Ergänzungsleistungen gemildert werden.

schaftliche Umverteilungs-Initiative. Der 
Sozialstaat würde weiter massiv ausge-
baut. Die Einführung einer 13. AHV-Rente 
hätte weitreichende, negative Folgen, an 
die kaum jemand denkt. Antworten auf die 
wichtigsten drei Fragen:

1. Wer würde profitieren?
Vor allem Pensionierte, die überhaupt 
nicht darauf angewiesen sind. Ehemalige 
Top-Verdiener würden mit einer Maximal-
rente (CHF 2’450.–) eine doppelt so hohe  
13. AHV-Rente erhalten wie Pensionierte 
mit der tiefsten AHV-Rente (CHF 1’225.–). 
In der Schweiz leben 1,15 Millionen Millio-
näre – viele davon sind im AHV-Alter und 
brauchen keine 13. AHV-Rente! Die Vertei-
lung einer 13. AHV-Rente mit der Giesskan-
ne ist nicht zielführend.

Und vergessen wir nicht: 800’000 Pen-
sionierte leben im Ausland! Bereits heute 
fliessen jährlich 500 Millionen Franken als 
AHV-Renten ins Ausland, Tendenz stark 
steigend. Aufgrund der tieferen Preise kann 
sich ein AHV-Rentner in Mazedonien be-
reits heute viermal, in der Türkei sogar fünf-
mal so hohe Ausgaben leisten wie in der 
Schweiz. Auch diese Rentner erhielten eine 
13. AHV-Rente…

L’initiative semble bonne, mais elle est 
dangereuse. Ce ne sont pas les retrai-
tés dans le besoin qui en profiteraient, 
mais en premier lieu les anciens hauts 
revenus. Au lieu d’un arrosoir coûtant 
des milliards, la pauvreté des person-
nes âgées devrait être atténuée par les 
prestations complémentaires qui ont 
fait leurs preuves.

Une 13e rente AVS ? Cela semble bien ! 
Le cadeau est alléchant, mais dangereux. 
Le 3 mars, nous voterons sur une initiative 
de redistribution de gauche, socialiste et 
syndicale. L’État social serait encore mas-
sivement développé. L’introduction d’une 
13e rente AVS aurait des conséquences 
négatives importantes auxquelles person-
ne ne pense. Réponses aux trois principa-
les questions :

1. qui en profiterait ?
Avant tout les retraités qui n’en ont pas 
du tout besoin. Avec une rente maximale 
(CHF 2’450.–), les anciens hauts salaires 
toucheraient des rentes deux fois plus éle-
vées que les retraités avec la rente AVS 
la plus basse (CHF 1’225.–). La Suisse 
compte 1,15 million de millionnaires, dont 

beaucoup ont l’âge de l’AVS et n’ont pas 
besoin d’une 13e rente AVS ! La distribu-
tion d’une 13e rente AVS à l’arrosoir ne 
mène à rien.

Et n’oublions pas que 800’000 retraités 
vivent à l’étranger ! Aujourd’hui déjà, 500 
millions de francs sont versés chaque 
année à l’étranger sous forme de rentes 
AVS, et la tendance est à la hausse. En 
raison des prix plus bas, un retraité AVS 
en Macédoine peut déjà se permettre de 
dépenser quatre fois plus qu’en Suisse, 
et même cinq fois plus en Turquie. Ces 
retraités recevraient également une 13e 
rente AVS

2. qui paierait ?
Nous - la classe moyenne ! Par une aug-
mentation des cotisations salariales et de 
la TVA. Ce sont surtout les jeunes familles 
et les PME qui seraient touchées.

3. quelles seraient les conséquences 
d’une 13e rente AVS sur le système so-
cial ?
Des conséquences désastreuses ! L’AVS 
est déjà en difficulté financière au-
jourd’hui. Avec des coûts supplémentai-

res d’environ 5 milliards de francs par an, 
nous aggraverions le problème comme 
un accélérateur d’incendie et conduirions 
l’AVS, principal acquis social de la Suisse, 
dans le mur. Dès 2026, les dépenses pour 
les rentes AVS seraient supérieures aux 
recettes. D’ici 2050, il manquerait 100 mil-
liards de francs.

Mais comment lutter contre la pauvreté 
des personnes âgées ? Avec le système 
éprouvé des prestations complémen-
taires. Celles-ci profitent directement à 
ceux qui ont besoin d’un soutien. Con-
trairement aux rentes AVS, les prestations 
complémentaires ne sont pas imposables 
et ne partent pas à l’étranger. Des projets 
d’extension des prestations complémen-
taires sont en cours au Parlement. 

Pour toutes ces raisons : Le 3 mars, 
 votez NON au supplément de rente 
coûteux accordé à de nombreux mil-
lionnaires au détriment de la clas-
se moyenne et sur le dos des jeunes 
 familles et des PME.

Soutenir les millionnaires ?!

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 3. März 2024

Volksinitiative vom 28. Mai 2021 «Für ein besseres 
Leben im Alter (Initiative für eine 13. AHV-Rente)»:

NEIN

Parole der DV SVP BE: Nein 
(mit 232 Nein-Stimmen bei 5 Ja-Stimmen 

und 8 Enthaltungen)

Antwort
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2. Wer würde bezahlen?
Wir – der Mittelstand! Über höhere Lohn-
beiträge und höhere Mehrwertsteuern. Be-
troffen wären vor allem junge Familien und 
KMU.

3. Was für Auswirkungen hätte eine  
13. AHV-Rente auf das Sozialwerk?
Verheerende! Die AHV ist bereits heute in 
 finanzieller Schieflage. Mit Mehrkosten von 
ca. 5 Milliarden Franken jährlich würden 
wir das Problem wie ein Brandbeschleuni-
ger verschärfen und die AHV als wichtigste 
soziale Errungenschaft der Schweiz an die 
Wand fahren. Bereits ab 2026 wären die 
Ausgaben für AHV-Renten höher als die 
Einnahmen. Bis 2050 würden 100 Milliarden 
Franken fehlen.

 ⚠ «Die Initiative lindert die Altersarmut»: ⚠
 Nein, die Armutsbetroffenen erhalten lediglich eine 13. Minimalrente, sprich 1225 sFr. Pro Monat sind 

dies nur 100 sFr., die erst noch versteuert werden müssen. Hauptprofiteure sind jene, die bereits jetzt 
eine hohe Rente haben: Sie erhielten bis zu 2450 sFr. zusätzlich, obwohl sie dieses Geld nicht nötig 
haben. Zudem müsste für die Finanzierung die Mehrwertsteuer erhöht werden, den armen Rentnern 
bliebe am Schluss also noch weniger als heute.

 ⚠ «Statt Milliarden für das Ausland auszugeben, sollten auch mal die Schweizer profitieren»: ⚠
 Die Schweiz wird auch bei einem Ja weiter Geld ins Ausland abgeben – sogar noch mehr als heute, da 

auch die 800’000 AHV-Bezüger im Ausland eine 13. Rente erhalten.

 ⚠ «Die reiche Schweiz kann sich diese Initiative leisten»: ⚠
 Nein, der Bundeshaushalt schon jetzt am Limit und der AHV droht bereits ab 2030 ein Defizit. Die Zu-

satzkosten von 5 Milliarden pro Jahr müssten durch höhere Lohnabgaben und Mehrwertsteuern finan-
ziert werden, was primär Familien, Tiefverdiener und den Mittelstand erneut belastet.

 ⚠ «Die Landwirtschaft und andere Niedriglohnberufe profitieren»: ⚠
 Nein, die Mehrkosten müssten auch durch Einsparungen im Bundeshaushalt finanziert werden. Spar-

massnahmen primär in der Landwirtschaft sind sehr wahrscheinlich, da dort viele Ausgaben ungebun-
den sind.

 ⚠ «Die 13. AHV-Rente gleicht den Kaufkraftverlust aus»: ⚠
 Das Gegenteil ist der Fall: Da die Mehrwertsteuer angehoben werden müsste, wird das tägliche Leben 

für Rentner noch teurer. Noch schlimmer trifft es Arbeitnehmer, die höhere Lohnabzüge hätten. Zudem 
 befeuert das Giesskannenprinzip die Inflation, wodurch der einzelne Franken weniger Wert hat.

 ⚠ «Die 13. AHV-Rente hilft, die immer teureren Krankenkassenprämien zu zahlen»: ⚠
 Nein, erstens fangen die zusätzlichen 100 sFr. pro Monat die höheren Prämien nicht auf. Zweitens muss 

die Zusatzrente voll versteuert werden, rutscht man u.U. in eine höhere Steuerprogression oder hat 
keinen Anspruch mehr auf Prämienverbilligungen. Am Schluss hat man weniger im Portemonnaie als 
vorher.

Was die Befürworter sagen – und was wirklich 
stimmt

AHV 
ruinieren?

 www.13ahv-nein.ch

Aber wie bekämpfen wir die herr-
schende Altersarmut? Mit dem be-
währten System der Ergänzungsleis-
tungen. Diese kommen direkt jenen 
zugute, die eine Unterstützung brau-
chen. Im Gegensatz zu AHV-Renten 
müssen Ergänzungsleistungen nicht 
versteuert werden, und sie fliessen 
nicht ins Ausland. Vorlagen zum Aus-
bau der Ergänzungsleistungen sind 
im Parlament hängig. 

Aus diesen Gründen: Stimmen Sie 
am 3.  März NEIN zum teuren Ren-
tenzuschlag an viele Millionäre zu 
Lasten des Mittelstands und auf 
dem Buckel von jungen Familien 
und KMU.

Lars Guggisberg, Nationalrat, 
Kirchlindach
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Ja zur Renteninitiative

Bei der Einführung der AHV im Jahr 1948 
betrug die Bezugsdauer eines 65-jähri-
gen Mannes rund 12 Jahre, diejenige einer 
65-jährigen Frau etwas mehr als 13 Jahre. 
Heute sind es bereits knapp 20 Jahre (Män-
ner) bzw. über 23 Jahre (Frauen). Das be-
deutet: Im Schnitt beziehen Männer acht 
und Frauen zehn Jahre länger eine Rente, 
als dies ursprünglich geplant war, sprich 
die Struktur der AHV entspricht nicht mehr 
der heutigen Realität. Kamen 1948 noch 6.5 
Einzahlende auf 1 Bezüger, waren es 1990 
noch 4.2 Einzahlende und 2020 3.2 Einzah-
lende. 2030 werden es nur noch 2.6 Einzah-
lende sein, 2050 gar nur noch 2.1.
Aufgrund dieser Entwicklung verzeichnet 
die AHV immer grössere Defizite. Ab 2045 
werden in der AHV 74 Mia. Franken fehlen. 
Ziel der Renteninitiative ist deshalb, eine 
nachhaltige Lösung für die Altersvorsorge 
zu finden.

Um die Altersvorsorge zu sichern, sollte das Rentenalter moderat erhöht und an die gestie-
gene Lebenserwartung angepasst werden.

Pour garantir la prévoyance vieillesse, 
l’âge de la retraite devrait être modé-
rément relevé et adapté à l’augmenta-
tion de l’espérance de vie.

Lors de l’introduction de l’AVS en 1948, 
la durée de perception d’un homme de 
65 ans était d’environ 12 ans, celle d’une 
femme d’un peu plus de 13 ans. Au-
jourd’hui, cette durée est déjà de près de 
20 ans (hommes) et de plus de 23 ans 
(femmes). Les hommes et les femmes 
perçoivent donc une rente huit ans de 
plus que ce qui était prévu à l’origine, 
c’est-à-dire que la structure de l’AVS ne 
correspond plus aux normes actuelle-
ment en vigueur.
En raison de cette évolution, l’AVS en-
registre des déficits inquiétants. Dès 
2045, il manquera 74 milliards de francs 
à l’AVS. L’objectif de l’initiative sur les 
rentes est donc de trouver une solution 
durable pour la prévoyance vieillesse.

L’initiative demande deux mesures :
1. l’augmentation de l’âge de la retraite à 

66 ans d’ici 2032
2. le rattachement de l’âge de la retrai-

te à l’espérance de vie moyenne de la 

population suisse à l’âge de 65 ans, 
avec un facteur de 0,8. L’adaptation se 
fait chaque année par étapes de deux 
mois au maximum. 

Arguments pour un OUI à l’initiative 
sur les rentes :
– Puisque nous vivons plus longtemps 

et que nous touchons une rente, nous 
devons aussi cotiser plus longtemps à 
l’AVS.

– Il faut établir un lien entre l’âge de la 
retraite et l’espérance de vie.

– Les coûts sont répartis plus équitable-
ment entre les générations

– L’AVS présente un déficit important et 
ne peut plus être financée à long ter-
me.

– Comme les gens travaillent plus long-
temps, l’initiative sur les rentes atténue 
la pénurie de main-d’œuvre qualifiée.

Conclusion :
L’âge de la retraite en vigueur ne corre-
spond plus au monde actuel et devrait 
donc être relevé modérément. C’est 
exactement ce que veut l’initiative sur les 
retraites. Elle s’attaque aux problèmes à 
la racine et est efficace.

Oui à l’initiative sur les rentes

Die Initiative fordert zwei Massnahmen:
1. Die Erhöhung des Rentenalters von Frau-

en und Männern auf 66 Jahre bis ins Jahr 
2032

2. Die Verknüpfung des Rentenalters an 
die durchschnittliche Lebenserwartung 
der Schweizer Bevölkerung im Alter von 
65 Jahren mit dem Faktor 0.8. Die An-
passung erfolgt jährlich in Schritten von 
höchstens zwei Monaten.

 Beispiel: Steigt die Lebenserwartung bis 
ins Jahr 2050 um zwei Jahre, wird das 
Rentenalter um 19 Monate (2 Jahre x 
Faktor 0,8) erhöht.

Argumente für ein JA zur Renteninitiati-
ve:
– Da wir länger leben und Rente beziehen, 

müssen wir auch länger in die AHV ein-
zahlen

– Es braucht eine Verknüpfung des Ren-
tenalters mit der Lebenserwartung

– Die Kosten werden fairer auf alle Genera-
tionen verteilt

– Die AHV hat ein grosses Defizit und kann 
auf Dauer nicht mehr finanziert werden

– Da die Leute länger arbeiten, lindert die 
Renteninitiative den Fachkräftemangel

Fazit:
Das geltende Rentenalter entspricht nicht 
mehr der heutigen Welt und sollte deshalb 
moderat erhöht werden, wie es dem demo-
grafischen Wandel entspricht. Die Renten-
initiative will genau das. Sie packt die Prob-
leme bei der Wurzel an und ist effektiv.

Nadja Pieren, Nationalrätin, Heimiswil

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 3. März 2024

Volksinitiative vom 16. Juli 2021 «Für eine sichere und 
nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative)»:

JA

Parole der DV SVP BE: Ja 
(mit 173 Ja-Stimmen bei 54 Nein-Stimmen 

und 14 Enthaltungen)

Antwort



7SVP Frauen Kanton Bern

Nach den Wahlen ist vor den Wahlen!

Die Berner SVP zieht neu mit 6 Männern und wiederum 2 Frauen in 
den Nationalrat ein, es ist also ein Sitz bei den Männern dazu gekom-
men. Damit ist rein rechnerisch der Frauenanteil leicht gesunken. Das 
gute Abschneiden der Frauen auch auf der jungen Liste zeigt aber das 
Potenzial. Darauf wollen die SVP Frauen aufbauen und weiter Frauen 
bei ihrem Engagement für die SVP ermutigen und begleiten.

Mit dem Engagement zeigen die SVP Frauen: Frau sein heisst nicht 
einfach links sein! Die SVP Frauen stehen für eine bürgerliche Politik, 
das heisst für eine sichere Schweiz, gegen die Aushöhlung der Familie 
und für die Freiheit, die Kinder auch selber betreuen zu dürfen, ohne 
vom Staat benachteiligt zu werden.

Das Abschneiden der SVP-Kandidatinnen bei den Nationalratswahlen ist erfreulich. Es ist 
aber nicht Zeit zurückzulehnen und sich über den Erfolg zu freuen. Die Analysen sind in Gang 
und in Kürze sollen die Vorbereitungen für die Grossratswahlen beginnen.

Unsere Bernerinnen im Bundeshaus:
Die jüngste Nationalrätin Katja Riem und die 
 erfahrene Emmentalerin Nadja Umbricht Pieren.

Grossrats-Fraktions-
präsidentin Barbara 
Josi überbrachte Co-
Wahlleiterin Adelheid 
Rubi Huber im Na-
men der SVP Frauen 
einen Blumenstrauss 
als Dank für die gros-
se Arbeit!

Im Grossen Rat sinkt der Frauenanteil ebenfalls leicht, denn für 1 Frau und 3 Männer  rücken 4 Männer nach. Aber für die Grossratswah-
len 2026 werden die Vorbereitungen in den Wahlkreisen früher starten. Das gibt die Gelegenheit, auch für starke Frauenkandidaturen zu 
sorgen. Nicht weil es auf das Geschlecht ankommt, sondern weil wir ganz tolle Frauen in unseren Reihen haben, deren Knowhow im 
Grossen Rat wertvoll ist.

Jetzt in die Startlöcher für die Grossratswahlen 2026, liebe Frauen!

Rangliste der Gewählten

Name Liste Geburtsjahr Wohnort Stimmen
Salzmann Werner (*SR) SVP 1962 Mülchi 122’105 
Guggisberg Lars SVP 1977 Kirchlindach 121’468
Wasserfallen Flavia (*SR) SP F 1979 Bern 119’677
Hess Erich SVP 1981 Bern 108’776
Bühler Manfred SVP 1979 Cortébert 105’240
Umbricht Pieren Nadja SVP 1980 Kaltacker 101’447
Riem Katja SVP 1996 Kiesen 101’345
Knutti Thomas SVP 1973 Weissenburg 100’585
Wandfluh Ernst SVP 1976 Kandergrund 95’684
Rüegsegger Hans Jörg SVP 1970 Riggisberg 94’967
Masshardt Nadine SP F 1984 Bern 80’947
Grossen Jürg GLP 1969 Frutigen 78’289
Aebischer Matthias SP M 1967 Bern 74’358
Funiciello Tamara SP F 1990 Bern 71’811
Baumann Kilian GRÜNE 1980 Suberg 61’393
Wasserfallen Christian FDP 1981 Bern 61’214
Trede Aline GRÜNE 1983 Bern 60’809
Bertschy Kathrin GLP 1979 Bern 57’821
Badertscher Christine GRÜNE 1982 Madiswil 52’719
Hess Lorenz MITTE 1961 Stettlen 52’334
Zybach Ursula SP F 1967 Spiez 47’458
Zryd Andrea SP F 1975 Magglingen 45’192
Mettler Melanie GLP 1977 Bern 43’133
Nause Reto MITTE 1971 Bern 42’022
Gafner Andreas EDU 1971 Oberwil i.S. 31’176
Jost Marc EVP 1974 Thun 29’406
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Werner Salzmann, Ständerat:
In dieser konfliktreichen Zeit stehen die 
Unabhängigkeit, Sicherheit und Neutrali-
tät unserer Schweiz mehr denn je zuoberst 
auf meiner Liste. Dabei ist es mir wichtig, 
dass wir der EU auf Augenhöhe begegnen, 
gleichzeitig an unserer Energie- und Ernäh-
rungssouveränität arbeiten und mit unserer 
Armee notfalls unsere Freiheit auch vertei-
digen können.

Manfred Bühler, Nationalrat, 
Parteipräsident:
Ich werde mich für die Un-
abhängigkeit, die Neutralität, 
eine starke Landwirtschaft 
und Armee einsetzen. En tant 
que seul élu francophone du 
canton de Berne, je souhaite 
aussi porter la voix romande 
lorsque des enjeux particuliers 
le commandent.

Lars Guggisberg, Nationalrat:
Ich setze mich als Mitglied der FK 
ein für den sparsamen Umgang mit 
dem Steuerfranken und dafür, dass 
nicht immer mehr Geld ins Ausland 
geschickt wird. Als Mitglied der 
UREK kämpfe ich für ausreichend, 
zahlbare und einheimische Energie 
in der Schweiz.

Erich Hess, Nationalrat:
Als Präsident der Geschäftsprü-
fungskommission obliegt mir die 
Leitung dieses wichtigen Gremi-
ums, welches der Regierung und 
der Verwaltung auf die Finger 
schaut. Weiterer Schwerpunkt ist 
die schädliche Zuwanderung – 
gerade im Sozialbereich!

Thomas Knutti, Nationalrat:
Als Mitglied der Staatspolitischen Kommis-
sion (SPK) habe ich folgende Ziele:
– Zuwanderung und Asylchaos stoppen
– Ausbreitung der Grossraubtiere stoppen 

und Regulierung vorantreiben
– Gegen das Referendum für den Auto-

bahnausbau Bern-Zürich-Genf auf sechs 
Spuren kämpfen

– Bürokratie in der Landwirtschaft reduzie-
ren/reorganisieren

Katja Riem, Nationalrätin:
Als Mitglied der Kommission für Wis-
senschaft, Bildung und Kultur setze ich 
den Fokus auf das Bildungssystem und 
insbesondere die Berufsbildung. Im 
Sinne der Wirtschaft und der ganzen 
Bevölkerung gilt es unnötige Kosten 
aufzudecken, Leerläufe zu verhindern 
und Anreize richtig zu setzen – an die 
Arbeit!

Hans Jörg Rüegsegger, 
Nationalrat:
Mein Fokus liegt auf der 
Landwirtschafts- und Er-
nährungspolitik in Zusam-
menarbeit mit den Konsu-
menten. Die Entwicklung 
des ländlichen Raumes 
und weniger Administrati-
on in KMU-Betrieben sind 
zwei meiner Handlungs-
felder. Zudem will ich die 
Duale Berufsbildung för-
dern.

Nadja Umbricht Pieren, Nationalrätin:
Die wichtigste Aufgabe von uns Parla-
mentariern in der aktuellen Legislatur 
ist definitiv, uns für eine freie und unab-
hängige Schweiz einzusetzen. Das Rah-
menabkommen muss mit allen Mitteln 
verhindert werden. Da sind wir alle, in 
jedem Bereich und jeder Kommission, 
sehr gefordert.

Ernst Wandfluh, Nationalrat:
In der Land-, Alp- und Wald-
wirtschaft setze ich mich für 
die nachhaltige Nutzung vor-
handener Ressourcen ein. Ich 
kämpfe für gute dezentrale 
Produktionsbedingungen und 
den Erhalt von Arbeitsplätzen 
für die Industrie und das Ge-
werbe. Im Tourismus möchte 
ich die Entwicklungsmöglich-
keiten fördern.

Ziele der SVP-Delegation in Bundesbern


